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Sehr geehrter Herr Strack, 

ich beziehe mich auf Ihre E-Mail vom 24. Oktober 2015, in der Sie gemäß Artikel 7 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission2 

(Verordnung 1049/2001) einen Zweitantrag auf Zugang zu Dokumenten stellen. 

1. GEGENSTAND IHRES ANTRAGS 

Mit Ihrem Erstantrag vom 18. August 2015 ersuchten Sie, unter Bezugnahme auf 
Verordnung 1049/2001 und unter Hinweis auf die vorläufigen Schlussfolgerungen „zu den 
Erklärungen der Kommission (1), (3) und (7)" in der Entscheidung der Europäischen 
Bürgerbeauftragten vom 13.8.2015 im Verfahren 1457/2014/(KM)PMC, Zugang zu: 

a) den vollständigen, also allen in ARES gespeicherten Daten (d. h. alle vorhandenen 
(Meta-)Daten — einschließlich aber nicht beschränkt auf die Dokument 
Registrierungs- Metadaten gemäß Annex IV. 1.1. nach SEC(2009)1643 - für alle 
nachfolgend aufgelisteten Dokumente und die ihnen zugeordneten 

1 ABl. L 345 vom 29.12.2001, S. 94. 
2 ABl. L 145 vom 31.5.2001, S 43. 
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Anlagen/Attachments, sowie außerdem die Filing-(Meta-)Daten - einschließlich aber 
nicht beschränkt auf die Dokument Registrierungs- Metadaten gemäß Annex IV. 1.2. 
und VI. 1.3. nach SEC(2009)1643 - der „filing plan headings" und „files" denen sie 
zugeordnet wurden) für die folgenden Dokumente: Ares(2014)19643, 
AresQO 14)23393. Ares(2014)63223, Ares(2014)78931 und Ares(2014)96251; 

b) den ARES Kern-(Meta-)Daten (d. h. die Dokument Registrierungs-Metadaten gemäß 
Annex IV. 1.1. nach SEC(2009)1643 und soweit vorhanden den Daten der Felder 
„Procedure", „Filing Reference", „Attachments Number of", sowie außerdem die 
Filing-(Meta-)Daten gemäß Annex IV.1.2. und IV.1.3. nach SEC(2009)1643 - der 
„filingplan headings" und „files" denen sie zugeordnet wurden) für (...) die 
Dokumente ARES(2014) 196493 bis 196499 (jeweils einschließlich); 

c) die unter Buchstabe b) aufgeführten Kern-(Meta-)Daten für alle ARES Dokumente 
mit dem Registrierungsdatum 24.6.2015; 

d) die unter Buchstabe b) aufgeführten Kem-(Meta-)Daten für alle ARES Dokumente 
mit einem Registrierungsdatum zwischen dem 01.04.2015 und dem 30.06.2015 die 
unter den Heading_Code „02.02.03.005" bzw. einem zugehörigen Untercode 
eingeordnet sind. 

2. HINTERGRUND: ENTSCHEIDUNG DER EUROPÄISCHEN BÜRGERBEAUFTRAGTEN IM 
VERFAHREN 1457/2014/(KM)PMC 

Am 13. August 2015 schloss die Europäische Bürgerbeauftragte das 
Verfahren 1457/2014/(KM)PMC. Sie entschied, dass keine weiteren Untersuchungen 
gerechtfertigt seien. 

Gegenstand dieses Verfahrens war die Entscheidung der Kommission vom 3. Oktober 
2014 zu Ihrem Zweitantrag auf Zugang zu Dokumenten, registriert unter 
GestDem 2014/679. Der Umfang des Zugangsantrags umfasste die vorstehend unter 
Punkt l.b genannten Metadaten, zu denen mit der besagten Entscheidung der Zugang 
verweigert wurde. 

Die Schlussfolgerungen der Europäischen Bürgerbeauftragten im 
Verfahren 1457/2014/(KM)PMC, auf die Sie in Ihrem Erstantrag verweisen, lauten 
folgendermaßen: 

( 1 )  D i e  K o m m i s s i o n  h a t  k e i n e  B e s t i m m u n g  a u s  d e r  V e r o r d n u n g  1 0 4 9 / 2 0 0 1  
angeführt, die es ihr erlauben würde, einen Antrag auf Zugang zu Dokumenten 
aufgrund der Tatsache, dass die Dokumente willkürlich ausgewählt wurden, für 
unzulässig zu erklären. 

(2) Die Kommission hat nicht nach dem von der Rechtsprechung der 
Europäischen Gerichte geforderten Maßstab nachgewiesen, dass die Bearbeitung 
Ihres Zugangsantrags einen unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand für die 
Kommission bedeuten würde. 
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( 3 )  D i e  K o m m i s s i o n  h a t  n i c h t  n a c h g e w i e s e n ,  d a s s  k e i n  t e i l w e i s e r  Z u g a n g  z u  d e n  
Dokumenten, die sie noch nicht offengelegt hat, hätte gegeben werden können. 

Dennoch hat die Europäische Bürgerbeauftragte erläutert, dass sie der Auffassung sei, 
dass es nicht gerechtfertigt sei, diese Punkte weiter zu verfolgen, da: 

Ihr Antrag eine beträchtliche Anzahl an Dokumenten betraf. Dennoch gab die 
Entscheidung der Kommission, wie oben aufgeführt, nur in den oben 
genannten drei Punkten Anlass zu Bedenken; 

Sie die Kommission im Rahmen eines neuen Zugangsantrags zu Dokumenten 
selbst um eine Stellungnahme zu diesen drei Punkten bitten können; 

ihre Vorgänger sowie sie selbst bereits eine beträchtliche Anzahl 
Beschwerden von Ihnen (rund 25 seit 2010) behandelt haben und sie mit den 
begrenzten ihr zur Verfügung stehenden Ressourcen sorgfältig umgehen 
müsse. 

Im Zusammenhang mit Ihrer Beschwerde an die Bürgerbeauftragte baten Sie sie ebenso 
darum, das angebliche Versagen der Kommission bei der Erfüllung ihrer Verpflichtung, 
ein vollständiges Register einzurichten, zu untersuchen. Diesbezüglich entschied die 
Europäische Bürgerbeauftragte, dass zur Eröffnung einer Untersuchung keine 
ausreichenden Gründe vorliegen, da es keine Anhaltspunkte gibt, die auf diesbezügliche 
systemische Mängel hinweisen. 

3. ERSTANTWORT 

Am 13. Oktober 2015 erwiderte die Direktion B des Generalsekretariats auf die 
entsprechenden Punkte Ihres Antrags (in Bezug auf die Ausführungen unter Punkt 1) 
Folgendes: 

Zu a) Der Teil Ihres Antrags, der sich auf die Metadaten eines der genannten 
Dokumente bezieht, ARES (2015)78931, wurde an die Exekutivagentur für die 
Forschung („REA") übermittelt, die allein für die Entscheidung über den Zugang zu 
diesen Dokumenten zuständig ist, da die Kommission keine Kopie der genannten 
Metadaten besitzt. Am 16. Oktober 2015 übermittelte die REA Ihnen die betroffenen 
Metadaten, aus denen lediglich personenbezogene Daten herausgenommen wurden. 

Die verbleibenden vier Dokumente wurden von der Applikation ASSMAL 2 
generiert und nur die betroffenen Benutzer können auf sie Zugang haben. Sie wurden 
darüber in Kenntnis gesetzt, dass es deswegen nicht möglich ist, Ihnen Zugang zu 
diesen Dokumenten zu gewähren, weil die Kommission nicht über Sie verfügt. 

Zu b) Hinsichtlich dieses Teils Ihres Antrags bestätigte der Erstbescheid, dass seit der 
Entscheidung der Kommission zu Ihrem Zweitantrag GestDem 2014/679, der die 
gleichen Metadaten betraf (d.h. die Metadaten der unter Ares(2014) 196493 bis 
196499 registrierten Dokumente), keine Veränderung in der Rechts- oder Sachlage 
festgestellt werden konnte. Da die Entscheidung der Kommission in der Sache 

3 



GestDem 2014/679 mangels eines dagegen bei den europäischen Gerichten 
eingelegten Rechtsmittels inzwischen Rechtskraft erlangt hatte, wurden die 
Schlussfolgerungen der Kommission in Punkt 4.1.3 dieser Entscheidung zu den 
Metadaten bestätigt und ein neuer Antrag, der dieselben Dokumente betrifft, für 
unzulässig erklärt. 

Darüber hinaus enthielt der Erstbescheid unter Punkt 2 einige ergänzende 
Ausführungen zu den vorläufigen Schlussfolgerungen der Europäischen 
Bürgerbeauftragten. Darin wurde dargelegt, dass die Schlussfolgerung der 
Kommission, wonach Ihr Antrag in diesem Punkt unzulässig bzw. unbegründet ist, 
auf folgenden Erwägungen basiert: 

der Tatsache dass dieser Punkt bereits rechtskräftig durch die 
Entscheidung der Kommission zu Ihrem Zweitantrag in der Sache 
GestDem 2014/679 entschieden wurde; 

der Interpretation von Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 7 Absatz 1 der 
Verordnung 1049/2001, wonach ein unbestimmtes „Fischen" nach 
Dokumenten nicht als „Antrag auf Dokumentenzugang" im Sinne der 
Verordnung zu qualifizieren ist; und 

der Erwägung, dass ein Antrag auf Zugang zu Daten oder 
Dokumenten nach einer willkürlich ausgewählten Nummern-Serie 
missbräuchlich ist, und dass das Verbot des Rechtsmissbrauchs ein 
allgemeiner Rechtsgrundsatz des EU-Rechts, einschließlich der 
Verordnung 1049/2001, darstellt. 

Zu c) Bezüglich dieses Teils Ihres Antrags teilte Ihnen die Direktion B in ihrem 
Schreiben vom 4. September 2015 mit, dass die Gesamtzahl der Metadaten aller am 
24. Juni 2015 registrierten Dokumente, zu denen Sie Zugang forderten, 20.101 
Dokumente und mindestens 100.505 Metadaten betrifft. Dabei wurden Ihnen die 
verschiedenen zur Bearbeitung ihres Antrags erforderlichen Schritte erläutert und die 
entsprechende Arbeitsbelastung auf mindestens 136 Arbeitstage geschätzt. Gemäß 
Artikel 6 Absätze 2 und 3 der Verordnung 1049/2001 wurden Sie daher gebeten, den 
Umfang dieses Teils Ihres Antrags deutlich zu reduzieren oder Kriterien zu 
identifizieren, die eine solche Reduzierung ermöglichen würden. 

In Ihrer E-Mail vom 8. September 2015 reduzierten Sie den Umfang des 
entsprechenden Antragsteils, indem Sie a) die 11.113 im System PMO ASSMAL 
registrierten Dokumente herausnahmen und b) Sie für Dokumente, deren ARES-
Nummer nicht auf 5 endet, nur drei spezifische (statt aller) Metadaten anforderten. 

In ihrem Erstbescheid vom 13. Oktober 2015 erläuterte die Direktion B, dass der 
entsprechende Teil ihres Erstantrags, den Sie gemäß Artikel 6 Absätze 2 und 3 der 
Verordnung 1049/2001 verdeutlicht und eingeschränkt haben, zufällig ausgewählte 
Zeiträume betrifft, und dass Ihre Reduzierung des Umfangs gleichermaßen 
willkürlich zu sein scheint, und keiner speziellen Logik folgt. Folglich kam dies, aus 
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ähnlichen Gründen, wie den vorstehend unter Punkt 3 zu b) aufgeführten, einem 
Rechtsmissbrauch gleich. 

Des Weiteren wurde im Erstbescheid darauf hingewiesen, dass die Bearbeitung des 
entsprechenden Antragsteils weiterhin einen unverhältnismäßigen 
Verwaltungsaufwand bedeutet, und dass die von Ihnen vorgeschlagenen 
Einschränkungen des Umfangs willkürlich ausgewählt wurden und keine erhebliche 
Verringerung des Verwaltungsaufwands bedeuteten. 

Zu d) Die in diesem Antragsteil angeforderten Metadaten wurden, lediglich unter 
Herausnahme personenbezogener Daten, vollständig offengelegt. 

In dem Erstbescheid wurde außerdem erklärt, dass, sollten Sie plausibel darlegen können, 
warum Sie an den geforderten Metadaten interessiert sind und warum dieses Interesse in 
Einklang mit den Zielen der Verordnung 1049/2001 steht und nicht rechtsmissbräuchlich 
ist, die Kommission Ihren Zweitantrag auf dieser Grundlage erneut prüfen würde. 

4. ZWEITANTRAG 

In Ihrem Zweitantrag fordern Sie eine Prüfung des Erstbescheids, soweit sie keinen 
vollständigen Zugang zu den von Ihnen im Erstantrag beantragten Daten gewährte. Sie 
brachten einige Argumente für Ihren Antrag hervor, die die Kommission in ihrer 
nachfolgend dargelegten Bewertung berücksichtigt hat. 

Hinsichtlich der unter Punkt 3 zu c) geforderten Metadaten merkten Sie an, dass Sie 
weiterhin bereit sind, den Umfang des entsprechenden Antragsteils einzuschränken. In 
ihrem Schreiben vom 6. November 2015 baten die Dienststellen der Kommission Sie 
dementsprechend darum, darzulegen, wie Sie den Umfang des betreffenden Teils Ihres 
Zweitantrags weiter einzuschränken gedenken. 

In Ihrer E-Mail vom 7. November 2015 antworteten Sie, dass Sie bereit wären eine 
solche Einschränkung vorzunehmen, indem Sie für Dokumente, deren Ares-Ziffer auf 05, 
25,45, 65 und 85 endet, nur drei spezifische (statt aller Metadaten) anfordern. 

5. BEWERTUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN GEMÄB VERORDNUNG 1049/2001 

Die Prüfung eines Zweitantrages auf Zugang zu Dokumenten gemäß 
Verordnung 1049/2001 durch das Generalsekretariat stellt eine erneute, unabhängige 
Beurteilung des von der jeweiligen Generaldirektion gegebenen Erstbescheids anhand 
der Bestimmungen der Verordnung 1049/2001 dar. 

Nach Prüfung ihres Zweitantrags habe ich entschieden, Ihnen zu den unter Punkt l.a Ihres 
Antrags aufgeführten Metadaten teilweisen Zugang zu gewähren. Bezüglich der 
verbleibenden angeforderten Metadaten muss der Erstbescheid der Direktion B des 
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Generalsekretariats bestätigt werden, wenn auch aus teilweise anderen, nachfolgend 
erläuterten Gründen. 

5.1. Teil a) Ihres Antrags (alle Daten zu vier ASSMAL 2-Dokumenten) 

Die Metadaten eines der benannten Dokumente, des unter ARES (2015)78931 
registrierten, wurden Ihnen (mit Ausnahme der personenbezogenen Daten) bereits von 
den zuständigen Behörde, der REA, offengelegt. 

Hinsichtlich der Metadaten der vier verbleibenden Dokumente wurden Sie in der 
Erstantwort darüber informiert, dass diese von der Anwendung ASSMAL 2 generiert 
wurden und nur die betroffenen Benutzer zu diesen Zugang haben können, und dass die 
Kommission Ihnen keinen Zugang gewähren kann, da sie nicht über diese Dokumente 
verfügt. 

Sie führen in Ihrem Zweitantrag an, dass Ihr Antrag ausschließlich die Metadaten der 
Dokumente betrifft, zu denen die Kommission Zugang haben sollte. 

Nach Abstimmung mit den zuständigen Dienststellen und in Anbetracht der Tatsache, 
dass die entsprechenden Metadaten eine überschaubare Anzahl von Dokumenten 
betreffen, bin ich erfreut, ihnen im Anhang die Metadaten der vier betreffenden 
Dokumente zu übermitteln, in denen lediglich personenbezogene Daten aufgrund der 
Ausnahme in Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 1049/2001 (Schutz der Privatsphäre 
und Integrität des Einzelnen) geschwärzt wurden. 

Bei den betroffenen personenbezogenen Daten handelt es sich um Namen und 
Personalnummern von Kommissionsbeamten, die nicht zur höheren Führungsebene 
gehören. 

Nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 1049/2001 wird der Zugang zu 
Dokumenten verweigert, durch deren Verbreitung der Schutz der Privatsphäre und der 
Integrität des Einzelnen, insbesondere gemäß den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft 
über den Schutz personenbezogener Daten [beeinträchtigt würde]. 

In seinem Urteil in der Rechtssache Bavarian Lager entschied der Europäische 
Gerichtshof, dass bei einem Antrag auf Zugang zu Dokumenten, die personenbezogene 
Daten enthalten, die Verordnung (EG) Nr. 45/20013 (Datenschutzverordnung) 
vollständig anwendbar sei4. 

Nach Artikel 2 Buchstabe a der Datenschutzverordnung bezeichnet der Ausdruck 
„personenbezogene Daten " alle Informationen über eine bestimmte oder bestimmbare 
natürliche Person [...]. Der Gerichtshof hat entschieden, dass es „grundsätzlich nicht in 

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1). 

4 Urteil des Gerichtshofs vom 29. Juni 2010 in der Rechtssache C-28/08P, Kommission / Bavarian 
Lager, Randnummer 63. 
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Betracht kommt, berufliche Tätigkeiten ... vom Begriff des „Privatlebens" 
auszunehmen "5. 

Die Namen6 der oben erwähnten Beamten der Kommission und deren 
Personalnummern (aus denen ihre Identität abgeleitet werden kann) stellen zweifellos 
personenbezogene Daten im Sinne von Artikel 2 Buchstabe a der 
Datenschutzverordnung dar. 

Gemäß Artikel 8 Buchstabe b der Verordnung 45/2001 kann die Kommission 
personenbezogene Daten ausschließlich an Empfänger übermitteln, die der 
Richtlinie 95/46/EG unterliegen, wenn der Empfänger die Notwendigkeit der 
Datenübermittlung nachweist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass die 
berechtigten Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt werden könnten. Diese 
beiden Bedingungen müssen kumulativ erfüllt sein.7 

In Ihrem Zweitantrag weisen Sie die Notwendigkeit, Ihnen die betreffenden Daten zu 
übermitteln, nicht nach. Ihr Zweitantrag enthält tatsächlich keinerlei Begründung dafür, 
dass zum Erreichen des von Ihnen mit der Offenlegung der Metadaten verfolgten Ziels 
die Veröffentlichung der Namen und persönlichen Nummern der vorstehend genannten 
Kommissionsbeamten8 erforderlich wäre. Gleichermaßen liegt kein Grund zu der 
Annahme vor, dass das legitime Recht der Betroffenen nicht durch die Übermittlung 
ihrer personenbezogenen Daten beeinträchtigt würde. Daher muss ich zu der 
Schlussfolgerung kommen, dass die mit der Offenlegung der angeforderten Daten 
einhergehende Übermittlung personenbezogener Daten nicht die Anforderung der 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung gemäß Artikel 5 der Verordnung 45/2001 erfüllen 
würde. 

Im Gegensatz zu Artikel 4 Absätze 2 und 3 ist Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung 1049/2001 eine absolute Ausnahme, die nicht erfordert, dass das Organ sie 
gegen ein möglicherweise bestehendes öffentliches Interesse an der Offenlegung 
abwägt, wodurch diese Schlussfolgerung untermauert wird. 

Folglich ist der Zugang zu den geschwärzten Teilen der übermittelten Dokumente 
gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 1049/2001 zu verweigern, da 
diese personenbezogene Daten enthalten und Sie nicht dargelegt haben, inwieweit es 
notwendig sein soll, dass Sie diese personenbezogenen Daten erhalten. 

5.2. Teil b) Ihres Antrags (Kern-(Meta-)Daten der Dokumente 
A RES( 2014) 196493 bis 196499) 

Wie vorstehend bereits erwähnt, traf die Kommission am 3. Oktober 2014 nach Ihrem 
unter der Referenznummer GestDem 2014/679 registrierten Zweitantrag auf Zugang zu 

5 Urteil des Gerichtshofs vom 20. Mai 2003 in den verbundenen Rechtssachen C-465/00, C-138/01 und 
C-139/01, Rechnungshof / Österreichischer Rundfunk und andere, Randnummer 73. 

6 Urteil des Gerichtshofs vom 29. Juni 2010 in der Rechtssache C-28/08P, Kommission / Bavarian 
Lager, Randnummer 68. 

7 Ebenda, Randnummern 77 und 78. 
8 Urteil des Gerichts vom 23. November 2011 in der Rechtssache T-82/09, Dennekamp / Parlament, 

Randnummer 34. 
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Dokumenten eine Entscheidung. Der Umfang dieses früheren Zweitantrags umfasste 
die gleichen Metadaten, die Sie nun für dieselben sieben Dokumente erneut beantragen. 

In der Entscheidung wurde Ihr diesbezüglicher Antrag folgendermaßen abgelehnt: 

Soweit Sie „Kern-Meta-Daten" von allen Dokumenten der Nummern-Serie 
ARES(2014)196493 bis 196499 begehren, so handelt es sich hier erkennbar um 
eine willkürlich herausgegriffene Nummern-Serie. Die jeweils mit den einzelnen 
ARES-Nummern verbundenen Dokumente stehen in keinem Zusammenhang 
miteinander, da die ARES-Nummern eine nach der anderen in der Folge der 
Einspeisung in die Datenbank durch die verschiedenen Dienststellen der 
Kommission erfolgt. 

Für jede individuelle Suche eines Dokumentes der Nummern-Serie, wenngleich 
zahlenmäßig begrenzt, ist die Identifizierung des Autorendienstes erforderlich, 
der die einzelnen Dokumente in ARES registriert hat. Es bedarf weiterhin einer 
Auswertung ihres Inhaltes und einer Bewertung, gemeinsam mit dem 
Autorendienst, aber auch jeder anderen Dienststelle, der das Dokument zu 
Informationszwecken oder zur Bearbeitung zugeschrieben wurde, ob 
Ausnahmeregelungen nach Artikel 4 der Verordnung 1049/2001 gelten. 

( . . . )  

Zudem beziehen sich Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
auf „Anträge auf Zugang zu einem Dokument" im Sinne eines konkreten oder 
mehrerer zusammengehöriger Dokumente, die angefordert werden können, und 
nicht auf ein unbestimmtes „Fischen" nach Dokumenten. 

( . . . )  

Das Recht auf Zugang nach der Verordnung 1049/2001 umfasst seinem 
Bestimmungszweck nach nicht Anträge auf wahllosen Zugang zu einer Serie von 
Dokumenten oder zu Dokumenten mit bestimmtem Ausstellungsdatum. Solche 
Anträge tragen nicht zum Ziel der Transparenz, Legitimität und Verantwortung 
der Verwaltung gegenüber dem Bürger der Verordnung bei und behindern 
gleichzeitig die ordnungsgemäße Arbeit der Kommissionsdienststellen 
(einschließlich der Bearbeitung anderer, legitimer Anträge). Daher komme ich zu 
dem Ergebnis, dass Ihr Antrag im Hinblick auf diese beiden 
Dokumentenkategorien, wegen dem Fehlen jeglicher Begründung, offensichtlich 
willkürlich ist. 

In Ihrem Zweitantrag bestreiten Sie, dass die Entscheidung in der Sache 
GestDem 2014/679 Rechtskraft erlangt habe, und bringen vor, dass sich die Sachlage 
aufgrund der in Punkt 2 genannten Entscheidung des Europäischen Bürgerbeauftragten 
geändert habe. Darüber hinaus betrachten Sie die diesbezüglichen ergänzenden 
Ausführungen in der Erstantwort (siehe Punkt 3 zu b) als neuen Beweggrund (und 
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somit als neue Sachlage), der eine Neubescheidung begründet, die Sie nun mit ihrem 
Zweitantrag anfechten. 

Diesbezüglich möchte ich betonen, dass die Entscheidungen der Bürgerbeauftragten 
als solche für die Gerichte der Europäischen Union nicht bindend [sind]... Verfahren 
vor dem Bürgerbeauftragten, der keine Befugnis besitzt, verbindliche Entscheidungen 
zu treffen, sind ein alternatives außergerichtliches Rechtsmittel für EU-Bürger zu einer 
Klage vor diesen Gerichten, das bestimmte Kriterien erfüllt und nicht 
notwendigerweise das gleiche Ziel hat, wie ein Gerichtsverfahren9. Die oben 
angeführte Entscheidung der Bürgerbeauftragten konnte demnach nicht die Rechtskraft 
der Entscheidung der Kommission im Fall GestDem 2014/679 beeinträchtigen. 

Ich möchte weiterhin anmerken, dass weitere Untersuchungen nach der Auffassung der 
Europäischen Bürgerbeauftragten nicht gerechtfertigt wären, weshalb sie den Fall 
abschloss. Ausschließlich in der Begründung ihrer Entscheidung deutete sie an, dass 
Sie die Kommission im Rahmen eines neuen Antrags auf Zugang zu Dokumenten 
selbst um eine Stellungnahme zu ihren drei vorläufigen Schlussfolgerungen bitten 
können (siehe Punkt 2). 

Ihr Erstantrag sowie der entsprechende Erstbescheid der Direktion B müssen in diesem 
Zusammenhang verstanden werden. Die zusätzlichen Anmerkungen im Erstbescheid 
gehen auf die Begründung der Bürgerbeauftragten zurück. Durch diese Anmerkungen 
wurde die in der Entscheidung in der Sache 2014/679 vertretene Argumentation in 
keiner Weise verändert (und konnte auch nicht verändert werden). Sie haben diese nur 
in Anbetracht der Bemerkungen der Bürgerbeauftragten verdeutlicht. Des Weiteren 
konnten diese Anmerkungen, im Gegensatz zu den von Ihnen vorgebrachten 
Behauptungen, auch die Rechts- oder Sachlage nicht verändern. 

Bezüglich der großen Anzahl10 von Anträgen auf Dokumentenzugang, Beschwerden 
beim Bürgerbeauftragten und Gerichtsverfahren, die Sie seit 2004 eingereicht haben, 
wurde diese Zahl in der Erstantwort nicht aufgeführt, um einen Rechtsmissbrauch 
aufzuzeigen. Stattdessen sollte sie darlegen, dass die Kommission Ihnen in 
erschöpfender Weise zu Ihrem Recht auf Zugang zu Dokumenten verho Ifen hat, 

9 Vgl. Urteil des Gerichts vom 13. November 2015 in den verbundenen Rechtssachen T-424/14 und 
T-425/14, ClientEarth / Europäische Kommission, Randnummer 122. 

10 Sie widersprechen diesen Zahlen und bringen vor, dass diese nicht nachprüfbar sind. Bezüglich des 
Europäischen Bürgerbeauftragten, siehe dessen unter Punkt 2 aufgeführte Entscheidung. Bezüglich der 
übrigen Zahlen: diese können anhand der von ihnen seit 2004 eingereichten Fälle leicht nachgewiesen 
werden. 70 Anträge auf Zugang zu Dokumenten (einer weniger, als in der Erstantwort dargelegt), 15 
davon allein in 2014: 2015/3143, 2015/4425, 2015/3538, 2014/5302, 2014/3042, 2014/5291, 
2014/3717, 2014/4043, 2014/3343, 2014/3044, 2014/4588, 2014/5303, 2013/5529, 2014/2168, 
2014/0832, 2014/1894, 2014/0679, 2014/0804, 2014/1753, 2013/6487, 2013/0279, 2012/5765, 
2012/5531, 2012/2863, 2012/4952, 2011/3667, 2011/0095, 2010/5520, 2010/4917, 2010/5631, 
2010/1257, 2010/0899, 2010/0898, 2010/0897, 2010/0224, 2010/0109, 2010/0490, 2010/0258, 
2009/5013, 2009/4400, 2009/3007, 2008/0641, 2008/0640, 2008/0639, 2008/0638, 2008/0594, 
2008/0593, 2008/0592, 2008/0591, 2008/0590, 2008/0589, 2008/0588, 2007/3996, 2007/3969, 
2007/1210, 2006/0034, 2006/1706, 2006/6584, 2006/4606, 2005/0408, 2005/0407, 2005/1298, 
2004/0742, 2004/2748, 2004/1526, 2004/1525, 2004/0410, 2004/0409, 2004/2583, und 2004/2582. 10 
Gerichtsverfahren: C-127/13P, F-61/09, F-132/07, F-121/07, T-199/11P, T-199/11P-REV, T-198/11P, 
T-197/1 IP, T-221/08 und T-392/07. 
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während gleichermaßen dargelegt wurde, dass sie zufälliges und offensichtlich 
willkürliches „Fischen" als Missbrauch der Verordnung 1049/2001 ansieht. 

Demnach haben weder die Entscheidung des Europäischen Bürgerbeauftragten noch 
die zusätzlichen Anmerkungen im Erstbescheid die Lage seit der Annahme der 
Entscheidung der Kommission in der Sache 2014/679 verändert, die mangels gegen sie 
eingelegter Rechtsmittel rechtskräftig ist. 

Angesichts der vorstehenden Ausführungen muss ich entscheiden, dass ein neuer 
Antrag auf Zugang zum entsprechenden Antragsteil unzulässig ist, da er die selben 
Dokumente umfasst wie die rechtskräftige Entscheidung 2014/679 der Kommission, 
und keine neuen Entwicklungen vorliegen, die eine nochmalige Prüfung der 
Entscheidung rechtfertigen. 

5.3. Teil c) des Antrags (Kern-(Meta-)Daten für am 24.6.2015 registrierte ARES-
Dokumente) 

Die Direktion B erläuterte in ihrem Erstbescheid, dass der entsprechende Antragsteil 
einen willkürlich gewählten Zeitraum, d. h. alle an einem bestimmten Datum (24. Juni 
2015) registrierten ARES-Dokumente betraf, und dass die von Ihnen vorgeschlagene 
Einschränkung des Umfangs nach dem gleichen Zufallsprinzip erfolgte (d. h. abhängig 
von der letzten Zahl der ARES-Registrierungsnummer alle oder nur drei Metadaten der 
Dokumente). Sie ist der Auffassung, dass Ihre Anfrage nicht als Beitrag zu den in der 
Verordnung 1049/2001 verankerten Zielen der Transparenz, Legitimität und 
Verantwortung dient, sondern vielmehr einen Missbrauch der in dieser Verordnung 
dargelegten Rechte darstellt, indem sie die Kommission daran hindert, ihre Ressourcen 
für die Zwecke zu nutzen, für die sie vorgesehen sind. 

Sie hat diesbezüglich erklärt, dass die Kommission, sofern Sie plausibel darlegen 
können, warum Sie an den geforderten Metadaten interessiert sind und warum dieses 
Interesse in Einklang mit den Zielen der Verordnung 1049/2001 steht und nicht 
rechtsmissbräuchlich ist, Ihren Zweitantrag auf dieser Grundlage neu prüfen würde. 

In Ihrem Zweitantrag betonen Sie, dass in Artikel 6 Absatz 1 unter Anderem 
niedergelegt ist: Der Antragsteller ist nicht verpflichtet, Gründe für seinen Antrag 
anzugeben. Daraufhin erläutern Sie, dass Ihr Interesse am Erhalt der Metadaten ein 
legitimes Transparenz-Ziel verfolgt, strukturelle Erkenntnisse über die in ARES 
enthaltenen Daten- und Dokumententypen zu erlangen und zu prüfen, ob die 
Kommission ihrer Registrierpflicht genügt. Ihrer Auffassung nach kann dieses Ziel nur 
mit einem Antrag auf Zugang zu einer repräsentativen Auswahl an Dokumenten 
erreicht werden, z. B. der Auswahl eines Tages und dort bestimmter zufälliger 
Dokumente nach Endung von Dokumentennummern. 

Diesbezüglich möchte ich klarstellen, dass, auch wenn nach Artikel 6 Absatz 1 ein 
Antragsteller nicht verpflichtet ist, Gründe für seinen Antrag anzugeben, dies jedoch 
nicht bedeutet, dass die Begründung in jedem Fall unerheblich ist. Sie kann 
beispielsweise relevant sein, um beurteilen zu können, ob ein überwiegendes 
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öffentliches Interesse an einer Offenlegung besteht, oder um zu bestimmen, wie am 
besten mit einem Antrag mit umfangreichem Verwaltungsaufwand umgegangen wird11. 
Dementsprechend wurde Ihnen in Anbetracht ihres umfangreichen Antrags auf Zugang 
zu einer willkürlichen Reihe an Dokumenten, der dem ersten Eindruck nach nicht mit 
den Zielen der Verordnung in Verbindung zu bringen war, die Möglichkeit gegeben, 
Informationen und Argumente zu übermitteln, aufgrund derer die Kommission Ihren 
Zweitantrag neu bewerten könne. 

Nachfolgend möchte ich Sie darüber in Kenntnis setzen, dass ich, nachdem Sie Ihre 
Beweggründe für die Anforderung der betreffenden Metadaten erläutert haben, diesen 
Teil ihres Zweitantrages auf dieser Grundlage neu geprüft habe. 

Mit dem Erstbescheid wurden Sie zu Recht über den unverhältnismäßigen 
Arbeitsaufwand informiert, den der entsprechende Teil Ihrer Anfrage nach sich ziehen 
würde und der erhebliche negative Auswirkungen auf die operative Leistung der 
Kommissionsdienststellen hätte. In diesem Zusammenhang wurde auf das Schreiben 
der Kommissionsdienststellen vom 4. September 2015 verwiesen, in dem Ihnen 
mitgeteilt wurde, dass der Antrag auf Zugang zu den Metadaten aller am 24. Juni 2015 
registrierten Dokumente 20.101 Dokumente betrifft und mindestens 100.505 Metadaten 
umfasst, deren Bearbeitung einen geschätzten Arbeitsaufwand von mindestens 
136 Arbeitstagen bedeuten würde (siehe Punkt 3 zu c). 

In Ihrem Zweitantrag wenden Sie ein, dass Sie den Umfang des entsprechenden 
Antragsteils eingeschränkt hätten, und dass dessen Bearbeitung keinen wesentlichen 
Arbeitsaufwand bedeuten würde. Ihrer Auffassung nach wird dies durch die 
12.636 Metadaten, die Ihnen zu den im vierten Antragsteil enthaltenen 
468 Dokumenten übermittelt wurden, gezeigt (siehe Punkt 3 zu d). 

Diesbezüglich möchte ich betonen, dass, im Gegensatz zu den in Teil c) von Ihnen 
angeforderten Metadaten, die eine große Anzahl von in ARES an einem bestimmten 
Datum registrierten Dokumente betreffen, die Ihnen übermittelten Metadaten bezüglich 
Teil a) und Teil d) Ihres Antrags eine zu bewältigende Anzahl an Dokumenten 
umfasste. 

Ich möchte weiterhin klarstellen, dass im Gegensatz zu Ihren Behauptungen die im 
Schreiben der Kommissionsdienststellen vom 4. September 2015 gemachten 
Berechnungen einzig den hier behandelten Teil des Antrags betrafen und nicht den in 
Punkt 1 .a behandelten Teil. 

Darüber hinaus möchte ich Ihre Berechnungen bezüglich Teil d) Ihres Antrags 
berichtigen. Sie multiplizieren 468 Dokumente mit 27 Metadaten pro Dokument und 
erhalten als Ergebnis 12.636 Metadaten. Die richtige maximale12 Gesamtzahl an 
herausgegebenen Metadaten beträgt jedoch 9.807 (467 Dokumente, die erste Zeile 

" Urteil des Gerichts vom 22. Mai 2012 in der Rechtssache T-344/08, EnBW Energie Baden-
Württemberg/ Kommission, Randnummer 105. 

12 Da einige Felder der herausgegebenen Tabelle leer sind. 
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enthält dabei die Bezeichnung der Felder, multipliziert mit 21 (und nicht 27) Metadaten 
pro Dokument). 

Ferner ist es nicht möglich, diese Zahl (höchstens 9.807 Metadaten) mit der im 
Schreiben der Kommissionsdienststellen vom 4. September 2015 für Teil c) Ihres 
Antrags geschätzten Zahl (mindestens 100.505 Metadaten) zu vergleichen, da die 
Grundlage für letztere Schätzung die mindestens fünf speziell von Ihnen geforderten 
Metadaten waren (d. h. 20.101 multipliziert mit 5). Davon ausgehend, dass der 
entsprechende Teil Ihres Antrags gleichermaßen auf 21 Metadaten pro Dokument 
hinauslaufen würde, wie es für Teil d) Ihres Antrags der Fall war, und unter 
Berücksichtigung der Tatsache, dass Sie den Umfang auf 8.988 Dokumente 
eingeschränkt haben (indem die 11.113 von der PMO AS SM AL-An wendung 
generierten Dokumente ausgeschlossen wurden), bedeutet dies immer noch eine 
Gesamtzahl von 188.748 Metadaten für Teil c) Ihres Antrags, beinahe 20 Mal mehr als 
die für Teil d) Ihres Antrags berechneten Daten (d. h. 9.807). 

Darüber hinaus würden die nachfolgenden Änderungen des Umfangs Ihres Antrags für 
die verbleibenden 8.988 Dokumente, und zwar: 

(a) erstens, im Erstantrag, indem Sie für die Dokumente, deren ARES-Nummer 
nicht auf 5 endet, nur drei spezifische (statt aller) Metadaten forderten (siehe 
Punkt 3 zu c) und; 

(b) nachfolgend, im Zweitantrag, indem Sie für die Dokumente, deren ARES-
Nummer auf 05, 25, 45, 65 und 85 endet, nur drei spezifische (statt aller) 
Metadaten forderten (siehe Punkt 4), 

einen zusätzlichen Schritt bei der Bearbeitung ihres Antrags nach sich ziehen. 
Tatsächlich gibt es, im Gegensatz zu der im Schreiben der Kommissionsdienststellen 
vom 4. September 2015 aufgestellten Annahme, kein bereits vorhandenes IT-Script und 
somit keine Suchroutine zur Identifizierung der geforderten Metadaten. Demnach 
müssten letztere manuell extrahiert werden. Die vorgeschlagenen Einschränkungen des 
Umfangs Ihres Antrags würden somit die weitere manuelle Identifizierung aller 
Dokumente, deren ARES-Nummer auf 05, 25, 45, 65 und 85 endet durch die 
entsprechende Dienststelle sowie die manuelle Trennung der Dokumente, für die Sie 
alle Metadaten fordern, von denen, für die Sie nur drei spezifische Metadaten fordern, 
erforderlich machen. 

In Anbetracht dieser Darstellung wird die Arbeitsbelastung für den eingeschränkten 
Umfang von Teil c) Ihres Antrags auf 143 Arbeitstage geschätzt. Selbst ohne zu 
berücksichtigen, dass die Zahl der gefordertem Metadaten, wie oben erläutert, erheblich 
höher ist als die im Schreiben der Kommissionsdienststellen vom 4. September 2015 
geschätzte (188.748 statt 100.505 Metadaten), wären, entsprechend der Ausführungen 
des vorstehend genannten Schreibens, die nachfolgend aufgeführten Schritte zur 
Bearbeitung Ihrer Anfrage notwendig: 

- Manuelle Identifizierung und Auflistung der Dokumente und der 
entsprechenden Metadaten: Unter Berücksichtigung der eingeschränkten Zahl der 
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Dokumente (8.988 statt 20.101) und basierend auf einer geschätzten Bearbeitungszeit 
von 2 Minuten pro Dokument, würde die Arbeitsbelastung 38 Arbeitstage betragen. 

- Schnell-Scan Unter Berücksichtigung der eingeschränkten Zahl der Dokumente 
(8.988 statt 20.101) und der gleichbleibenden geschätzten Bearbeitungszeit von 
1 Minute pro Dokument, würde die Arbeitsbelastung 19 Arbeitstage betragen. 

- Neuer Schritt - manuelle Identifizierung und Trennung der Metadaten: Es sind 
schätzungsweise 2 Minuten pro Dokument erforderlich, um a) die Dokumente, deren 
ARES-Nummer auf 05, 25, 45, 65 oder 85 endet, manuell zu identifizieren und b) die 
Dokumente in zwei Listen aufzuteilen, jene, für die Sie alle Metadaten anfordern und 
jene, für die Sie nur drei spezifische Metadaten anfordern. Dafür wären insgesamt 
38 Arbeitstage notwendig; 

- Sorgfältiges Scannen und Identifizierung von geschützten Informationen: Die 
eingeschränkte Zahl der Dokumente berücksichtigend (8.988 statt 20.101) und 
angenommen, dass nur zehn Prozent der identifizierten Dokumente (898) einer näheren 
sorgfältigen Analyse und Identifizierung unterzogen werden müssten, und ferner 
angenommen, dass dieser Vorgang, wie bisher auch geschätzt, 5 Minuten pro 
Dokument benötigen würde, würde die voraussichtliche Arbeitsbelastung für diese 
Phase 9 Arbeitstage betragen; 

- Schwärzen von Dokumenten: Basierend auf 10 % der Dokumente (898) und der 
gleichbleibenden Bearbeitungszeit von 5 Minuten pro Dokument, beträgt die geschätzte 
Arbeitsbelastung 9 Arbeitstage; 

Sekretariatsarbeit für das Endergebnis: Unter Berücksichtigung der 
eingeschränkten Zahl der Dokumente (8.988 statt 20.101) und basierend auf dem 
gleichbleibenden Arbeitsaufwand von 1 Arbeitstag für 500 Dokumente, beträgt die 
geschätzte Arbeitsbelastung 18 Arbeitstage; 

- Erstellung der Erstentscheidung: Hierfür können unverändert geschätzte 
10 Arbeitstage angesetzt werden; 

- Formelle Genehmigung der Antwort: Hierfür können unverändert geschätzte 
2 Arbeitstage angesetzt werden. 

Wie vorstehend bereits erwähnt, würde diese Schätzung von insgesamt 
143 Arbeitstagen sogar überschritten, würde man berücksichtigen, dass die Zahl der 
angeforderten Metadaten viel höher liegt, als die im Schreiben der 
Kommissionsdienststellen vom 4. September 2015 geschätzte Zahl (188.748 statt 
100.505 Metadaten). 

Gemäß der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs ergibt sich [...] aus dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, dass die Organe in besonderen Fällen, in denen 
der Umfang der Dokumente, zu denen Zugang beantragt wird, oder der Umfang der zu 
schwärzenden Stellen einen unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand verursachen 
würde, das Interesse des Antragstellers gegen die mit der Bearbeitung des 
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Zugangsantrags verbundene Arbeitsbelastung abwägen können, um das Interesse an 
einer ordnungsgemäßen Verwaltung zu schützen13. Die Bearbeitung Ihrer Anfrage, 
auch in der von Ihnen vorgeschlagenen eingeschränkten Version, würde demnach eine 
unverhältnismäßige Belastung für die Kommission bedeuten, die mit dem von Ihnen 
angeführten Ziel, die Registrierungspraxis der Kommission zu beurteilen, nicht zu 
rechtfertigen wäre. Solch eine Anfrage würde das reibungslose Funktionieren der für 
die Bearbeitung von Anträgen auf Zugang zu Dokumenten zuständigen 
Kommissionsdienststellen stören und so zu erheblichen Verzögerungen bei der 
Bearbeitung solcher Anfragen führen14, ohne bedeutenden Nutzen für die mit 
Verordnung 1049/2001 verfolgten Ziele. 

Es ist in der Tat offensichtlich unverhältnismäßig, solch eine große Zahl von Metadaten 
für eine willkürlich ausgewählte Reihe von Dokumenten zu fordern, um die 
Registrierungstätigkeiten der Kommission zu beurteilen und/oder eine Verletzung der 
entsprechenden Regeln zu ermitteln. 

Abschließend, möchte ich daran erinnern, dass die Europäische Bürgerbeauftragte in 
ihrer Entscheidung über Ihre Beschwerde , bezüglich der mangelnden Umsetzung der 
Registerpflicht durch die Kommission der Auffassung war, dass keine ausreichenden 
Gründe vorliegen, eine Untersuchung einzuleiten, da keine eindeutigen Beweise für 
einen systemischen Mangel erkennbar sind (siehe Punkt 2). In dieser Entscheidung kam 
die Bürgerbeauftragte hinsichtlich der beträchtlichen Anzahl der von Ihnen 
eingereichten Beschwerden in den vergangenen Jahren zu dem Schluss, dass sie 
sorgfältig mit den beschränkten Ressourcen umgehen müsse. 

In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen komme ich zu dem Schluss, dass zum 
Schutz der geordneten Verwaltungstätigkeit der Zugang zu den im Teil c) Ihres Antrags 
geforderten Daten abzulehnen ist, da die Arbeitsbelastung zur Bearbeitung dieses 
Antragsteils im Verhältnis zu dem in Ihrem Antrag auf Zugang zu den fraglichen 
Metadaten genannten Ziel und zu den Zielen der Verordnung 1049/2001 
unverhältnismäßig ist. Ich möchte diesbezüglich weiterhin daran erinnern, dass die 
Kommission, ebenso wie der Bürgerbeauftragte, einen erheblichen Teil ihrer 
Ressourcen darauf verwendet haben, auf Ihre wiederholten Anträge auf Zugang zu 
Dokumenten der letzten 11 Jahre zu antworten.15 

Die Tatsache, dass die geforderten Dokumente keinen Bezug zu einem der Rechtsakte 
haben, für die der Europäische Gerichtshof einen umfassenderen Zugang zu 
Dokumenten für angebracht hält16, stützt diese Schlussfolgerung weiter. 

13 Urteil des Gerichtshofs vom 2. Oktober 2014 in der Rechtssache C-127/13, Strack / Kommission, 
Randnummer 27. Siehe auch Urteil des Gerichtshofs vom 6. Dezember 2001 in der Rechtssache C-
353/99 P, Rat f Hautala, Randnummer 30. 

14 Siehe in diesem Sinne Urteil des Gerichts vom 11. Dezember 2014 in der Rechtssache T-476/12, 
Saint-Gobain Glass Deutschland/Kommission, Randnummer 74. 

15 Siehe Fußnote 10. 
16 Urteil des Gerichtshofs vom 29. Juni 2010 in der Rechtssache C-139/07 P, Kommission / Technische 

Glaswerke Ilmenau, Randnummer 60. 
14 



8. RECHTSBEHELF 

Abschließend möchte ich Sie auf die möglichen Rechtsbehelfe gegen diese Entscheidung 
hinweisen. Sie können gemäß Artikel 263 AEUV beim Europäischen Gerichtshof Klage 
erheben oder gemäß Artikel 228 AEUV Beschwerde beim Europäischen 
Bürgerbeauftragten einreichen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Atexanaer itananer 

Anlage 

16 
Elektronisch unterzeichnet am 12/01/2016 11:49 (UTC+01) gemäß Artikel 4.2 (Gültigkeit elektronischer Dokumente) des Beschlusses Nr. 2004/563/EG der Kommission


